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I C a n n  i a s  ( Z e M M c n w c a l i k  d ie  ‘̂ z u c h lb a z s c ln ?

EWG nicht dramatisieren!

Vor fast dreißig Jah ren  sagte der 
bedeutende australisdie N atio­

nalökonom Giblin in einem Ge­
spräch in  M elbourne: „Natürlich 
betrügen wir (Australier) uns 
selbst, wenn w ir so tun, als könne 
das in alle Ewigkeit so weitergehen. 
W ir besorgen uns Anleihen aus 

. England, wehren uns gegen briti­
sche Einfuhren, sperren uns gegen 
Einwanderung, halten unser Be- 
schäftigungs- und  Lohnniveau hoch 
und exportieren m it Subventionen 
und Prämien soviel w ir können 
nach England. W ir versuchen, uns 
auch anderen S taaten gegenüber 
so zu verhalten. Das kann nicht 
lange gut gehen."

Es w ar damals nur ein Jah r seit 
der Konferenz in O ttawa verstri­
chen, auf der versucht worden war, 
Großbritannien und die v ier älte­
ren Dominien zusammen mit den 
abhängigen Gebieten auf die Bahn 
zu einem Zollverein zu bringen, 
indem zunächst einmal Präferenzen 
verabredet wurden. Der Sinn des 
Abkommens w ar natürlich auch 
w i r t s c h a f t l i c h ,  denn die mit 
Großbritannien zusamm enarbeiten­
den Staaten englischer Sprache w a­
ren damals w ie alle anderen Staa­
ten darauf bedacht, die Folgen der 
W eltwirtschaftskrise zu überwin­
den. Er w ar aber auch p o l i ­
t i s c h ,  denn das Imperium im 
Übergang zum Commonwealth soll­
te  wenigstens als geistige und w irt­
schaftliche Einheit weiterleben, 
wenn es schon politisch zu einer 
sich langsam lockernden Föderation 
umgewandelt worden war.

D as V ordringen des D ollar

Politisdie und wirtsdiaftliche 
Kräfte erwiesen sich als Hemmnisse 
gegenüber den Absichten von 
O ttawa. Die Präferenzen wurden 

^ z u  einem starren System. Der ame­
rikanische H andelsvertrag Groß­
britanniens von 1938 machte viele 
Absichten der im perialen Zusam­
m enarbeit zunichte. Der Dollar war 
stärker als dias Pfund, und das 
amerikanische Bündnis w ar auf

allen Ebenen notwendig. Das wuß­
te  man in  O ttawa vielleicht noch 
besser als in London, aber auch in 
London hatte  man es verstanden, 
selbst wenn Canberra oder W el­
lington dieser Tatsache nicht gern 
ins Auge sahen. Der zweite W elt­
krieg vollendete diese Entwicklung, 
an deren Ende nicht ein sich selbst 
genügendes W irtschaftsimperium 
stand, sondern ein Torso vielfälti­
ger Kooperationen.

Vor allem aber w andelte dann 
das Commonwealth sehr schnell 
seinen Charakter, nachdem Indien, 
Pakistan und Ceylon zu Partner­
staaten geworden waren, denen 
später Ghana und Nigerien, Tan­
ganjika und Zypern, Sierra Leone 
und Jam aika und all d ie  anderen 
folgen sollten, während Irland, 
Burma und d ie Südafrikanische 
Union ausschieden. Die frei ge­
wordenen Länder, die man zunächst 
noch für kurze Zeit als die „neuen 
Dominien“ bezeichnete, hatten in 
jedem  Fall ein wirtschaftliches 
Selbständigkeitsstreben m it ihrem 
politischen Unabhängigkeitskampf 
verbunden. In jedem  dieser Staa­
ten wissen die konservativen Füh­
rer, daß es ihrer nationalen W irt­
schaft sicher nicht schaden würde, 
wenn die eingespielten Beziehun­
gen zur britischen W irtschaft mög- 
lichts lange Zeit fortgesetzt w er­
den könnten.

A bbau  d er w ir tsd ia ftlid ien  
S tellu n g  des Im perium s

Aber die konservativen Führer 
wissen auch, daß aus den Reihen 
der Nationalbewegung ein ständi­
ger Druck zur N ationalisierung der 
W irtschaft ausgeübt wird, der sidi 
auf Kapital und auf Personal zu- 
gleidi erstreckt. Sie spüren außer­
dem die wachsende Übermacht 
Amerikas ln  dem nicht von Kom­
munisten beherrschten Teil der 
W eltwirtschaft. In Ghana oder Paki­
stan dringt der amerikanische W irt­
schaftseinfluß auf Kosten des bri­
tischen vor, ln  Indien oder Ceylon 
w ehrt sich eine sozial und w irt­

schaftlich hellwache Nationalbewe­
gung gegen die Fortdauer alter 
Bindungen.

Nachdem Großbritannien sich 
einmal entschlossen hatte, nicht 
m ehr um frühere Positionen zu 
kämpfen, sondern sie nur aufrecht­
zuerhalten, wenn das von den 
neuen Partnern wirklich gewünscht 
wurde, setzte mit dem Abbau der 
politischen und militärischen Hege­
monie auch eine Demontage der 
wirtschaftlichen Imperialstellungen 
ein. Sie ist noch nicht an 
ihrem  Ende angelangt, aber sie  ist 
im Gange. Die neuen Staaten 
suchen D irektkontakte mit Dritt­
ländern, in erster Linie m it den 
USA, aber auch mit Kanada, Japan 
und den westeuropäischen Indu­
striestaaten. Das 1932 geschaffene 
System von O ttaw a hat die Aus­
weitung des Commonwealth nicht 
vertragen, es ist langsam abge­
storben.

H inw endung zu  E uropa

In diesem  Augenblick wendet 
sich Großbritannien der EWG zu, 
wobei auch für die Britischen In­
seln politische und militärische Ge­
sichtspunkte ebenso wichtig sind, 
w ie sie bei der Gründung der Mon­
tanunion Pate standen. Großbritan­
nien ist auf d ie  amerikanische 
Allianz und in ihr auf Zusammen­
arbeit mit dem W esten  des euro­
päischen Kontinents angewiesen. 
H ier bot sich ein neues Ziel, nadi­
dem das Bild des Commonwealth 
allm ählidi immer m ehr verblaßte.

Die Zusam menarbeit innerhalb 
W esteuropas ist in v ieler Hinsicht 
einfacher, und d ie britische W irt­
schaft besinnt sich auf die Inten­
sitä t ihres a lten  Europageschäfts. 
Damit entsteht für das Common­
w ealth eine neue Lage. Neuseeland 
besonders fürchtet die Konkurrenz 
der westeuropäischen A grarexporte, 
besonders ans den N iederlanden ,, 
und noch drohender taucht dahin­
te r die Sorge vor d e r freien. Öff­
nung des britischen M arktes für 
Dänemark auf. Die tropischen Com­
m onw ealthländer . haben Besorg­
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nisse wegen eines m öglidien Vor­
sprungs der ‘assoziierten Staaten 
Afrikas. Man versudit also, sidi 
den britisdien M arkt möglidist 
lange zu erhalten und die britisdie 
Ansdilußpolitik zu bremsen.

Andiere Staaten haben sidi zu 
einer anderen Politik entsdilossen. 
Natürlidi werden einige Umstruk­
turierungen in  ihrer W irtsdiaft 
nötig werden, aber was tu t das 
sdion, wo ohnehin das Tempo und 
Ausmaß d er planvollen „Entwidi- 
lung" alle früheren M aßstäbe außer 
Kraft setzt? Man sagt daher eher, 
daß man sidi eben unm ittelbar mit 
dem w esteuropäisdien W irtsdiafts- 
blodc arrangieren müsse. Das wird 
sehr deutlidi von Zypern gesagt, 
wo auf einmal die Frage eines 
möglidien Ansdilusses an  Grie- 
dienland neue A spekte gewinnt. 
Das ist aud i Gesprädisthem a in 
Ghana oder in Pakistan. Und wenn 
es audi gar n id it um einen formel­
len Ansdiluß an die EWG geht, so 
dreht es sidi dodi eben gerade bei 
den stark  von am erikanisdien W irt- 
sdiaftsinteressen beeinflußten Län­
dern um den W unsdi, mit dem 
europäisdien Kontinent in einem 
Augenblidc ins Gesdiäft zu kom­
men, in  dem eine Verm ittlung durch 
London n id it m ehr nötig ist. „Das 
Commonwealth“ als W irtsdiafts- 
einheit gibt es nidit mehr. „Das 
Commonwealth" will also audi 
nidit in die EWG. Aber einzelne 
Staaten, die formal an der unver- 
bindlidien Zugehörigkeit zu die­
sem historisdien Gebilde festgehal­
ten haben, revidieren ihre H andels­
und gesamte W irtsdiaftspolitik zum 
europäisdien Festland.

W as b ietet d ie  EW G ?

In diesem Augenblidc ist es be­
sonders widitig, w eldie W irt- 
sdiaftsabspradien die Bundesrepu­

blik, Frankreidi, Italien oder Bel­
gien im Rahmen der sogenannten 
Entwiddungshilfe treffen. Sie sind 
besonders deshalb willkommen, 
weil sie w eder A m erikaner nodi 
Engländer sind, also in vielfälti­
gen Partnersdiaften d ie  Hegemo­
nien absdiw ädien können. Durdi 
diese Bindungen w ird mandies 
Commonwealthland näher an ein 
oder das andere Land des europäi­
sdien Kontinents heranrüdcen.

Kanada als starkes Industrieland 
und als am erikanisdier Staat sieht 
d ie Lage ganz anders an. A ustra­
lien steh t vor der Notwendigkeit, 
seine Autarkie- und forcierte Ex­
portpolitik bis in ihr konsequen­
tes Ende zu durdidenken. Eigent- 
lid i sdiw ierig ist die Lage für das 
einsame und kleine Neuseeland. 
Es wird bei einer Ausweitung der 
EWG auf Dänemark und Irland und 
andere K onkurrenten stoßen, die 
vielieidit eine Umwertung aller 
M aßstäbe erzwingen werden.

Umgekehrt w ird d ie  EWG Kana­
da nur ähnüdi gegenüberstehen 
wie den USA. Sie wird in bezug 
auf Neuseeland einmal einen 
sdiwerwiegenden Entsdiluß fassen 
müssen. Sie kann die australisdien 
Entsdieidungen so gelassen abwar- 
ten w ie die Japans. Den tropisdien 
Ländern des Commonwealth ge­
genüber ‘aber werden die Ent- 
sdilüsse n id it viel anders aussehen 
als gegenüber dem früher von 
Frankreidi beherrsditen  Afrika. 
Die Riesenstaaten in  Asien, vor 
allem in Indien und Pakistan, eig­
nen sidi gut als gleidigewiditige 
W irtsdiaftspartner der EWG, und 
in ähnlidier Lage kann audi ein­
mal der afrikanische Großstaat 
Nigerien sein.

Das Commonwealth w ar ein ela- 
stisdies Arrangement auf Zeit. Man 
soll sein Verhältnis zur EWG nidit 
dramatisieren, sondern in ihm eine 
Fülle vielfältiger und zeitlidi be­
grenzter Probleme sehen. (-ff-)

Die Bedeutung des Präferenzsystems für die EWG

W enn  die EWG sich das Common­
w ealth angliederte, würde sie am 
meisten von dem Fortfall der im­
perialen Präferenzen, die britisdie 
W aren auf den Commonwealth- 
M ärkten genießen, Nutzen ziehen. 
Die britische Regierung hat sidi zu 
dieser Konzession im Prinzip bereit 
erklärt, um den Commonwaelth- 
Partnern freie Hand zu geben, in 
ihren Gesprädien mit der EWG den 
Verzidit auf die Sonderbehandlung 
Englands als ein quid pro quo in 
die Waagschale zu werfen.

N euordnung d e r  H andeU polilih

Es trifft zu, daß das Präferenz­
system im V ergleidi zu seiner ur- 
sprünglidien Ottawa-Form bereits 
durchlödiert und verw ässert ist;

denn der Prozeß einer Neuorien­
tierung der dominialen Handels­
politik nach anderen Riditungen 
geht schon seit geraumer Zeit vor 
sich. Hierfür sind verschiedene Fak­
toren verantwortlich.

Einmal waren die Dominien in­
folge einer Übersättigung des tra­
ditionellen M arktes mehr und mehr 
zur Anknüpfung neuer internatio­
naler Beziehungen gezwungen. Fer­
ner hat die Hebung ihres Lebens­
standards zur Erschließung nidit- 
britischer Bezugsquellen veranlaßt. 
Drittens haben die überseeisdien 
Com monwealthländer im Zuge der 
eigenen Industrialisierung import- 
ersdiw erende Maßnahmen zum 
Sdintze ih rer eigenen jungen In­
dustriezweige getroffen, wie die
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Reduzierung oder völlige Strel- 
diung von Vorzugstarifen für den 
W arenbezug aus dem Mutterland, 
die Aufhebung der Zollfreiheit für 
britische W aren oder die Kontin­
gentierung der Importe aus Eng­
land. So hat sich, um einen typi- 
sdien Fall anzuführen, Neuseeland 
das Recht ausbedungen, für 100 
britische W aren die Präferenzen 
von durchschnittlidi 18 ®/o auf 5 bis 
10“/» herabzusetzen.

Trotzdem w äre es falsch, die Be­
deutung der noch vorhandenen 
britischen Tarifbegünstigung im 
überseeischen Commonwealth zu 
unterschätzen! denn der Kreis der 
britischen W aren, die vor der aus­
ländischen Konkurrenz einen Tarif- 
vorsprung haben, ist nach Wie vor 
sehr groß. Man darf auch nicht 
übersehen, daß die Präferenzen 
Englands auf den Commonwealth- 
M ärkten nach den Schätzungen des 
Board of Trade im Durchschnitt noch 
10—12 Vo ausmachen, womit der 
britischen W are oft ein entschei­
dender Preisvortedl gesichert wird.

U m fang d e r  begünstigten  W aren

Der Jahresum fang der hiervon 
begünstigten britischen Erzeugnisse 
kann auf rund 7 Mrd. DM veran­
schlagt werden, was immerhin 14 “/o 
der westdeutschen Ausfuhr im 
Jahre  1961 gleichkäme. Da es sich 
bei den britischen W aren in vielen 
Fällen um Produkte handelt, die 
mit den EWG-Gütern konkurrieren, 
ist es nicht schwer einzusehen, daß 
das Commonwealth der EWG durch 
eine Abkehr vom Präferenzsystem 
handgreifliche Vorteile zu bieten 
vermag.

Es w äre auch zu berücksichtigen, 
daß die seit O ttawa (1932) einge­
tretene Geldwertverschlechterang 
auf die imperialen Präferenzzölle 
verschiedenartig gewirkt hat, je 
nachdem ob es sich um W ertzölle 
oder spezifische Zölle handelt. 
W ertzölle sind, da sie in Prozen­
ten der Tagespreise ausgedrückt 

, werden, mit der Inflation mitge­
gangen, während spezifische Zölle, 
die in festen Beträgen pro W aren­
menge ausgedrückt werden, infolge 
der Geldentwertung stark an prak­
tischer Bedeutung eingebüßt ha­
ben. Die Leidtragenden dieser Kon­
struktion w aren die überseeischen

Commonwealthländer, d a  ihre Lie­
ferungen nach Großbritannien, so­
weit sie zollpflichtig sind, auf spe­
zifischen Zöllen beruhen. Die briti­
sche W are wird hingegen auf den 
Commonwealthmärkten gewöhnlich 
nach W erttarifen verzollt, die von 
der Geldwertverschlechterung un­
berührt geblieben sind.

Das Commonwealth ist sich des 
Faustpfandes, das es in Gestalt der 
imperialen Präferenzen in der Hand 
hat, durchaus bewußt, und wenn 
die EWG ihre Chance nicht w ahr­
zunehmen versteht, w;erden es frag­
los Japan und die USA tun. Es sind 
gerade die hochentwickelten Com­
monwealthländer, in denen die 
britische W are tariflich noch fest 
verschanzt ist. Das sind diejenigen 
Dominien, die bei den Brüsseler 
Verhandlungen zwar das schwie­
rigste Problem bilden, aber doch 
auch die verlockendsten M ärkte 
darstellen. Daher wird es darauf 
ankommen, die Interessen der 
EWG-Industrien, die auf eine 
M arktverbreiterung im Auslande 
gerichtet sind, mit den protektioni­
stischen Zielsetzungen der EWG- 
Landwirtschaft geschickt auszuba­
lancieren.

Politische B edeu tung fü r A frik a

Da England in Afrika infolge der 
Politik der .offenen Tür keine Vor­
zugsstellung einnimmt, wären die

V orteile einer Assoziierung der 
früheren britischen Kolonien und 
Protektorate im Schwarzen Erdteil 
mit der EWG nicht ohne weiteres 
einleuchtend. Die V orteile würden, 
wie es auf den ersten Blick scheint, 
einseitig den Afrikanern zugute 
kommen. Indessen w äre zu beden­
ken, daß die EWG durch, einen 
organisatorischen Brückensdilag zu 
„Britisch-Afrika" eher in der Lage 
wäre, sich bei der Erschließung und 
Entwicklung dieses Gebietes, dem 
eine große wirtschaftliche Zukunft 
winkt, eine Vorzugsstellung zu 
sichern, sofern das Odium einer 
„Neo-Kolonisierung" vermieden 
werden kann.

Zur Abrundung des Bildes wäre 
ein Hinweis auf die hohe politische 
Bedeutung einer Verbindung mit 
dem Commonwealth zweckdienlich, 
zumal die EWG selbst politische 
Endziele verfolgt. Es w äre höchst 
unklug, das Commonwealth in 
einem politischen Vakuum zu las­
sen, da dieses schnell von uner­
wünschten Ideologien gefüllt w er­
den würde. Die EWG, die sich als 
einen Bestandteil und ein Bollwerk 
der westlichen W elt betrachtet, 
muß daran in teressiert sein, ihre 
Flanken abzudecken, wie dies Groß­
britannien se it über hundert Jah ­
ren mit großem Erfolg getan hat, 
nicht zuletzt auf Kosten Deutsch­
lands. (H.)

Was hat das Commonwealth der EWG zu bieten?

D ie  Annäherung Großbritanniens 
an den Gemeinsamen M arkt ist 
nicht nur wegen der traditionellen 
britischen Abneigung gegen Neue­
rungen im allgetneinen und gegen 
ausländische — und schon deshalb 
verdächtige — Neuerungen im be­
sonderen auf Vorsicht und lang­
sames Tempo gestellt. W enn immer 
sich eine gerade Strecke zeigt, auf 
der die britischen Experten etwas 
rascher fahren möchten, kommt aus 
irgendeinem W inkel des britischen 
Commonwealth der W arnruf 
„Schlagloch", und die britischen 
Politiker treten, schon fast auto­
matisch, auf die Bremse. Kein Wun­
der, daß sich der britische Premier­
minister Macmillan kürzlich W atte 
in die Ohren gestopft und mit der

Verschiebung des Termins der 
nächsten Commonwealth-Konferenz 
auf September 1962 zu erkennen 
gegeben hat, daß er erst einmal 
den Sommer hindurch sachliche 
Verhandlungen in Brüssel führen 
möchte, bevor er sich die Klage­
lieder des Commonwealth anhört.

Extrawünsche d er In teressenten

In der Zwischenzeit ist die Frage 
berechtigt, in welcher W eise denn 
das Commonwealth für die EWG 
fruchtbar werden könne? Von vie­
len Interessenten, d ie  mit mehr 
oder weniger Berechtigung eine 
Störung ih rer traditionellen Com­
monwealth-Kreise befürchten, w er­
den die verschiedensten Vorschläge 
für zeitweise oder gar dauernde
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Sonderbehandlung gestellt. Man 
wird diese Extrawünsdie, nadidem 
sie gründlldi geprüft und in ein 
realistisches Maß gebracht worden 
sind, nur in dem Umfange berück- 
siditigen können, in dem aucäi das 
Commonwealth dem ursprünglichen 
EWG-Kern eine M itgift zu bieten 
vermag.

Man wird dabei einen großzügi­
gen Maßstab anlegen können, da 
jede Angliederung von kaufkräfti­
gen M ärkten im Geiste der ameri­
kanisch-europäischen Partnerschaft 
das gesamte wirtschaftliche Niveau 
der Vollmitglieder wie der assozi­
ierten und sonstigen Partner zu 
heben verspricht. Andererseits wird 
es für die Lebenskraft der EWG 
und insbesondere für ihre politische 
supranationale Schöpferkraft uner­
läßlich sein, daß die ökonomischen 
Nahziele wie die politischen Fern­
ziele der Rom-Verträge bei der 
Beurteilung der Commonwealth- 
Wünsche ste ts gegenwärtig sind.

Das britisch-europäische Sortim en t

Ganz konkret gesprochen, die 
Mitglieder des klassischen Com­
monwealth, bestehend in erster 
Linie aus den seit langem sich selb­
ständig entwickelnden Dominien 
Australien, Neuseeland und Kana­
da, stehen der um Großbritannien 
erweiterten- EWG verhältnism äßig 
nahe. Sie sind von ihrer Erschlie­
ßung an über die ersten britisdien 
und europäischen Siedler „natür­
liche" Verbraucher des britisch-kon­
tinentaleuropäischen W arensorti­
ments. In dem Grade, in  dem sie 
eigene Verbrauchsgüterindustrien 
aufgezogen haben, sind diese ge-

schmacklidi hauptsächlich britisch- 
europäisch, wenn auch technisch 
immer häufiger amerikanisch orien­
tiert. Vor allem in Kanada, aber 
auch in A ustralien hat es das reich­
licher verfügbare und aggressiver 
angesetzte USA-Kapital vermocht, 
neben der Rohstofferschließung 
auch große Teile der verarbeiten­
den Industrie un ter se ine  Kontrolle 
zu bringen.

Es w ar daher sidierlich kein Zu­
fall, daß EWG-Präsident Hallstein 
kürzlich auf einer Pressekonferenz 
in W ashington fast beiläufig von 
einer „amerikanisch-kanadisdien 
Partnerschaft“ sprach — übrigens 
unm ittelbar nach seinen Besprechun­
gen im W eißen Haus mit Präsident 
Kennedy und dessen Wirtschafts­
beratern, von denen er hochbefrie- 
digt war.

In teressante A bsa tzm ärk te  
fü r  E uropa

Die ursprünglich von Europa aus 
erschlossenen Teile des Common­
w ealth sind also für die europäi­
schen Industrie-Exporte gegebene 
und wegen ih rer Prosperitätsmög­
lichkeiten äußerst interessante 
Märkte. Großbritannien allein hat 
in den letzten Jahrzehnten — trotz 
Ottawa-Präferenzen — einen Teil' 
dieser M ärkte an die USA verlören. 
Das gilt vor allem für Kanada, 
dessen wachsender Außenhandel 
sich zu gut zwei Dritteln mit den 
USA vollzieht. Das gilt aber auch 
für A ustralien und Neuseeland, wo 
sich die pazifische Nachbarschaft 
mit den USA vielfach als enger er- 
wiés als das traditionelle Band zum 
M utterland. Gemeinsam m it Euro­

p a ‘ sollte es möglich sein, wenig­
stens einen kleinen Teil dieser 
M ärkte zurückzuerobern.

Der Anfang dazu ist längst ge­
macht, wenn man beispielsweise 
den steilen Aufschwung des deut­
schen Außenhandels m it Kanada 
betraditet. Sicherlich spielten da­
bei kanadische Absatzwünsche in 
Deutschland, Bestrebungen nach 
größerer Unabhängigkeit Kanadas 
vom überwältigenden am erikani­
schen Nachbarn im Süden und nicht 
zuletzt die w erbende Kraft des 
deutschen Einwanderers in  Kanada 
für deutsche Spezialleistungen eine 
wichtige Rolle. Der Erfolg ist jeden­
falls sichtbar und läßt sich noch er­
heblich intensivieren.

Der Brückenschlag Großbritan­
niens zum europäischen Kontinent 
wird sehr nachhaltige Rückwirkun­
gen auf die Haltung der Common­
wealth-Völker haben. Insbesondere 
dürften die A ustralier und Neusee­
länder, die in ihrem Erdteil die 
frühere britische Reserve gegen­
über dem Kontinent in Reinkultur 
weiterpflegten, mehr als bisher den 
trennenden Charakter des Ärmel­
kanals vergessen; für die Kanadier, 
die . ihre Herkunft . ohnehin zur 
Hälfte auf den Kontinent verfol­
gen können, liegt Europa längst 
viel näher, nicht zuletzt durch die 
NATO-Mitgliedschaft. Bei Kanada 
wird auch das Streben nach größe­
rer Vielfalt der Außenhandelspart­
ner ein Aktivum sein, das sie der 
EWG entgegeritragen können. Bei 
allen drei Ländern w ird der „neue 
W ettbewerb", der sich aus der Um­
stellung in den EWG-Industrien

T p ^ d i H o n  u n d  E p f B h B ^ u n g ^

Auslandsverlretungen In 

Beirut, Buenos Aires, 

Johannesburg, ICairo, 

Kapstadt, Madrid,

Rio de Janeiro,

Toicio und Windhoek

fachliches Können und weltweite Verbindungen bil­
den d ie Grundlagen unserer Arbeit. Auf ihnen baut 
sich unser v ie lfä ltig e r Kundendienst auf. Seine  
Vorteile so llten  auch  S ie  sich zunutze machen.
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auf rationelle große Serien erge­
ben wird, m andierlei V erlagerun­
gen zwisdien am erikanisdien und 
europäisdien Bezugsquellen mit 
sidi bringen. So sehr dies für die 
Periode der Umstellungen Reibun­
gen bringen kann, so seh r wird 
daraus letztlidi eine Festigung der 
Partnersdiaft resultieren.

N idit zuletzt wird diese Festi­
gung auf der bereits erw ähnten 
„Gesdimadis-Einheit" Europas, 
Nordamerikas und des klassisdien 
Commonwealth basieren. Zwar 
wird m andier Kontinentaleuropäer 
ersdirodcen die Hände über dem 
Kopf zusammensdilagen, wenn man 
ihm den gleidien Gesdimadc, den 
gleidien Lebensstil wie den Ameri­
kanern anhängen will. Es ist jedodi 
längst eine Tatsadie, daß Europa 
sidi rapide am erikanisiert und daß 
dieser Prozeß sidi um so mehr be- 
sdileunigt, je  m ehr sidi die Lebens­
haltung des europäisdien M ittel­
standes (einsdiließlidi der breiten 
Sdiidit der gut verdienenden Fadi- 
arbeiter) dem des am erikanisdien 
M ittelstandes annähert.

Dieser Prozeß, der beim eigenen 
Badezimmer, beim modernen elek- 
trisdien Herd anfing, sidi mit dem 
Eissdirank und dem Fernsehgerät 
fortsetzte, der gegenwärtig beim 
eigenen Kraftwagen für m ehr und 
mehr erwerbstätige Familien ange­
langt ist und in der Verwendung 
dieses Kraftwagens für Auslands­
reisen (die in Europa nadi so viel 
weniger Kilometern beginnen) über 
den am erikanisdien Standard hin- 
auszureidien beginnt, dieser Prozeß 
sollte in  seinen wirtsdiaftlichen

Auswirkungen für die EWG-Märkte 
n id it untersdiätzt werden. Es 
kommt ja  nodi hinzu, daß diese 
G esdim adiseinheit und das Zu- 
sammenrüdien im Zeitalter des 
Düsenflugzeugs audi die Erinnerung 
an  die gemeinsame Tradition zwi­
sdien Nordamerika und Europa 
auffrisdit. Der Deutsdiam erikaner, 
der sidi in der ersten Hälfte dieses 
Jahrhunderts mit der M itgliedsdiaft 
im Sängerbund begnügte, überlegt 
heute, ob seine Kinder in der alten 
Heimat wenigstens einen Teil ihrer 
Studien absolvieren sollten — 
nadidem  er selbst oft nidit nur ein­
mal, sondern sdion m ehrfadi „drü­
ben", in der alten W elt gewesen 
ist, d ie eine ihm m ehr unbewußt 
aufgehende V erjüngungskur durdi- 
zumadien sdieint.

C om m onwealth  a ls  R ohstoff- 
lie fe ra n t

Neben der Sidierung erw eiterter 
Absatzmärkte für den europäischen 
Gesdimack vermögen die genann­
ten Glieder des Commonwealth 
noch eine andere Sidierung zu bie­
ten: Trotz aller Liberalisierung des 
Handels und trotz der Ersdiließung 
immer neuer Rohstoffquellen in 
aller W elt und Substitutswerkstoffe 
in der Retorte ist es für die euro­
päische W irtsdiaft höchst widitig, 
in w irtsdiaftlich w ie freundschaft- 
lid i verbundenen M ärkten zuver­
lässige Rohstofflieferanten zu 
wissen.

Besonders w ertvoll ist es natür­
lich, wenn in diesen Teilen des 
Commonwealth noch erhebliche un- 
ersdilossene Rohstoffvorkommen

vorhanden sind. Kanada vermag 
dabei noch nicht abzusehende 
Q uantitäten von M ineralien beizu­
steuern, A ustralien und Neuseeland 
können neben M ineralien sicher­
nd! auch erheblidi höhere Nah­
rungsm ittellieferungen stellen, wenn 
sich dafür Absatz bietet. Problema- 
tisdi ist für diese Ersdiließung 
allerdings d ie  Preisfrage. Es hat 
sidi im letzten Jahrzehnt erwiesen, 
daß die Kosten für die Erschließung 
w eiterer M ineralvorkommen in 
Kanada zumeist sehr viel höher 
liegen als in anderen Ländern 
außerhalb der nordam erikanisdi- 
europäisdien Rohstoffbasis. Die 
kanadischen Reserven werden d a­
mit praktisch zu einer „strategi­
schen" Reserve, an deren Erschlie­
ßung man erst in kritisdien Zeiten 
herangehen kann, wenn die Kosten­
frage vor der Sidierheit der Er­
schließung und des A btransportes 
in den H intergrund treten muß.

E rleichterte A nnäherung  
in  G ru ndsatzfragen

Die grundsätzliche Ähnlichkeit 
der europäischen Volkswirtschaften 
mit denen des Commonwealth birgt 
nodi einen weiteren Vorteil. Die 
Annäherung in Grundsatzfragen — 
Konj unkturpolitik, W ährungspoli­
tik, Finanzpolitik —, die i n ' den 
w eiteren Phasen des Gemeinsamen 
M arktes nad i dem erfolgten inne­
ren Zollabbau und der Stabilisierung 
der Assoziierungen und Partner­
schaften zwangsläufig folgen muß, 
wird um so erfolgreidier sein, je  
mehr sie sich in der Totalität 
gleidigearteter Volkswirtschaften 
vollzieht.
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Und sdiließlidi darf man in die­
sen Commonwealthländern, die sidi 
allmählidi aus dein britisdien 
Staatsverband in eine eigene Selb­
ständigkeit hinein entw idielt ha­
ben, ein auf Erfahrungen beruhen­
des V erständnis für veränderte 
Souveränitätsverhältnisse und für 
den Bedeutungswandel für Souve- 

. ränitätsfragen in der EWG erw ar­
ten. Die Erfahrung Kanadas in der 
seit dem letzten Kriege erfolgten 
Annäherung an die USA in  V er­
teidigungsfragen, die in völlig 
pragm atisdier W eise zu einer ge­
meinsam betriebenen kontinentalen 
Verteidigungspolitik geführt hat, 
enthält w ertvolle A nsätze für 
künftige w irtsdiaftspolitisdie Kon­
stellationen, in denen durdi Mehr- 
heitsbesdilüsse Entsdieidungen her­
beigeführt werden, die audi für 
Partner der EWG endweder für 
verbindlidi erklärt werden müssen 
oder dodi direkte und indirekte 
W irkungen haben können.

Alle diese Beispiele zeigen, daß 
man vor allem für die Fernziele 
der EWG hoffen darf, bei den 
„klassisdien" Commonwealthlän­
dern auf ein V erständnis zu stoßen, 
das aus gleidiartigem  Denken und 
Empfinden strömt. Demg'egenüber 
verblassen kritisd ie Einwände ge­
gen den britisdien Beitritt zur EWG 
und verlieren audi viele w irklidie 
und eingebildete Sdimerzen der 
Umstellung an Bedeutung. Um die 
Vielgestalt der angelsädisisdien 
W elt in den Bereidi der EWG ein­
beziehen zu können — und um sid i 
auf diese W eise gegen britisdie 
Sturheit und am erikanisdie aggres­
sive Methoden zur Verwirklidiung 
des gerade in den USA gepredig­
ten Konformismus zu sdiützen —, 
wird es sidi lohnen, die Common­
wealth - Einwände geduldig anzu­
hören, zu prüfen und sadilidi zu 
widerlegen. Sadiverständige in 
Brüssel sind der Meinung, daß min­

destens drei V iertel derartiger 
Einwände sidi in nid its auflösen, 
wenn man sidi sorgsam mit ihrer 
Entstehung (oft aus Vorurteilen) 
und mit den zugrunde liegenden 
Fakten befaßt. Bei den verbleiben­
den Sdiwierigkeiten wird man im 
einzelnen großzügig sein körmen, 
ohne von den Prinzipien der Rom- 
Verträge abzuweidien.

Ein neues W elthandels-D reieck
Von den übrigen Gliedern des 

Commonwealth in Asien und Afrika 
ist hier bisher nicht gesprodien 
worden, nidit weil sie nidit eben­
falls im Rahmen des Möglidien an 
den Gemeinsamen M arkt heremge- 
führt werden sollten, sondern weil 
die Assoziation bei ihnen weniger 
von dem 'abhängt, was sie zu bie­
ten haben, als von den Ansprüdien, 
die sie, im w esentlidien als Ent­
wicklungsländer, aus Anlaß des 
britisdien Beitritts in die EWG 
anmelden.

Audi für die asiatischen und afri­
kanischen Glieder des Common­
wealth wird die oben getroffene

Feststellung Gültigkeit haben, daß 
Verständnis für die Annäherung in 
Grundsatzfragen und für die W and­
lung des Souveränitätsbegriffs dem 
Gedeihen des Gemeinsamen M ark­
tes und damit der W eltw irtsdiaft 
günstig sein wird.

Der Gemeinsame M arkt soll zwar 
nidit einen neuen Merkantilismus 
in bi- und tri-kontinentalen Dimen­
sionen züditen. Er wird jedodi im 
Zuge der Prosperität ein neues 
Welthandels-Dreieck fördern hel­
fen, das durd i Konzentration auf 
den Absatz kostspieliger Ver­
brauchsgüter mehr oder weniger 
im eigenen W irtschaftsraum und 
von Kapitalgütern auf allen interes­
sierten M ärkten den stark bevöl­
kerten Ländern inner- und außer­
halb des Commonwealth die Ge­
legenheit bietet, die Verbraudis- 
güter für diejenigen Völker zu 
liefern, die allmählich aus der eige­
nen primitiv-handwerklichen Be­
darfsbefriedigung heraustreten und 
mit ihrem Bedarf infolge zuneh­
mender Einkommen auf dem W elt­
markt ersdieinen können. (E.W.)

Nutzen fär beide!

M it dem möglidien, oder dodi 
wohl riditiger, m it dem wahr- 
sdieinlichen E intritt Englands in 
die EWG w erden folgende Fragen 
akut: W ird das Commonwealth für 
die EWG von Nutzen sein, oder 
wird d ie  EWG dem Commonwealth 
zum Schaden gereichen? Zunächst 
müssen wir, bevor versudit wer­
den soll, A ntworten auf diese Fra­
gen zu finden, uns das heutige 
Commonwealth betraditen.

S en tim en ta litä t . . .

Es w ar im Jahre  1926, als sich 
das „British Empire" in das „British 
Commonwe’alth of Nations" ver­

wandelte. Seitdem versdiwand still­
schweigend das „British", wohl um 
noch mehr die Gleichbereditigung 
aller M itgliedstaaten zu betonen. 
Auch das „of Nations" wird der 
Einfachheit halber weggelassen, und 
so bleibt das allgemein venständ- 
lidie (einst von Cromwell geprägte) 
„Commonwealth" übrig. Im Januar 
1958 kam Macmillan als erste r bri­
tischer Premierminister nach Indien 
und w urde in New Delhi jubelnd 
aufs herzlichste begrüßt. Tags zu­
vor w ar Indonesiens Präsident 
Sukarno auf demselben Flughafen 
gelandet und freundlidi, aber 
audi nicht mehr, empfangen wor­

VEREINSBANK IN HAMBURG
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den, obwohl damals der inzwi­
schen verblaßte Geist von „Ban­
dung" noch red it lebendig war. Der 
Verfasser dieser Glosse w ar Zeuge 
beider W illkommenskundgebun- 
gen, wie auch im vergangenen 
Jahre Zuschauer der rauschenden 
Ovationen, die Königin Elisabeth 
in Bombay zuteil wurden.

Diese Beispiele sind hier des­
wegen angeführt worden, um zu 
zeigen, daß das Commonweatlh in 
jedem Falle viel mit Sentimen­
talitä t zu tun hat, was, nebenbei 
bemerkt, für beide Teile, Groß­
britannien und seine ehemaligen 
Kolonialgebiete, spricht. Daß die 
Südafrikanische Union aus dem 
Commonwealth ausgeschieden ist, 
beweist, daß sich ein faschistisch 
eingestelltes Land in diesem „de­
mokratischen Club" nicht wohl fühlt.

Südrhodesien innerhalb des Zen­
tralafrikanischen Bundes unterschei­
det sich nicht viel von Südafrika, 
und sein M inisterpräsident, Sir Roy 
W elensky, hat auch bereits mit dem 
A ustritt aus dem Commonwealth 
gedroht, falls sich durch Ausschei­
den des Partners N jassaland der 
Bund auflöst. Auf der 'anderen 
Seite sehen w ir das Mitglied des 
Commonweialth, Ghana, das mehr 
und mehr nach Moskau zu tendie­
ren scheint. W enn dies auch zeigt, 
daß letztlich das Commonwealth 
denn doch nicht ein in rührender 
Eintracht verbundenes Gebilde dar­
stellt. Für England ist es dennoch 
in Erinnerung an  seine einstmalige 
Stellung als führende W eltmacht 
eine Angelegenheit des Prestige, 
daß seine Königin als symbolisches 
Haupt des Commonwealth ange­
sehen wird.

. . .  und ökonom ischer N utzen

Das Interesse der übrigen Mit­
glieder des Commonwealth läuft 
schließlich im wesentlichen darauf 
hinaus, daß sie zollfrei respektive 
zu sta rk  reduzierten Sätzen nach 
Großbritannien im portieren kön­
nen. Von diesem Gesichtspunkt aus 
betrachtet, w ird d e r Beitritt Eng­
lands zu der EWG von ihnen ver­
ständlicherweise alles andere als 
gern gesehen. Macmillan entsandte 
im vorigen Jah re  bereits Mitglie­
der seines Kabinetts nach den'Com- 
monwealth-Staaten, um dort zu er­

klären, daß e ine  Beteiligung Eng­
lands an der EWG nur dann in 
Betracht käme, wenn die Interessen 
des Commonwealth dabei gewahrt 
werden würden. Nach Kanada 
mußte sich sogar der Premiermini­
ster kürzlich selbst bemühen, und 
es erscheint sehr izweifelhaft, ob 
er die m itunter schon erbitterten 
W iderstände dieses Dominion zu 
beseitigen vermochte.

Indien s K om prom ißbereitschaft

Indiens Finanzminister M orarji 
Desai äußerte sich im vorigen 
H erbst im Parlam ent ausführlich 
über die möglichen Folgen des bri­
tischen Anschlusses an  die EWG 
für sein Land. Er wies selbstver­
ständlich aut die zollfreie Einfuhr 
und die relativ  geringen Steuern 
auf indische Produkte hin, wäh­
rend in den Ländern der EWG nicht 
nur Zölle und Steuern die Einfuhr 
erschweren, sondern der Import 
mancher Erzeugnisse nicht uner­
heblichen Beschränkungen unter­
liegt. (Indien exportiert nach Eng­
land in größtem Umfang Tee, 
Baumwollwaren und verarbeitete 
Jute. Auf diese Güter erheben die 
EWG-Länder Zölle von 17—23 Vo.)

Der M inister gab seiner Befürch­
tung Ausdruck, daß die Vorteile, 
d ie  Indien in England genießt, ver­
lorengehen und daß überdies die 
assoziierten M itglieder der EWG, 
d. h. im wesentlichen die früheren 
französischen und belgischen Kolo­
nien in Afrika, die z. T. die glei­
chen Rohstoffe w ie Indien ausfüh­
ren, den diesbezüglichen Export­
handel Indiens durch die ihnen ge­
w ährten V ergünstigungen lahm­
legen könnten. Aber, so fügte er 
sogleich hinzu, und hier zeigt sich 
w ieder einmal die schon o'ft be­
w ährte Kompromißbereitschaft In­
diens, wenn di'e EW G-Staaten all­
gemein ihre Einfuhrpolitik liberali­
sieren würden und die Zollfreiheit 
in England nicht auf einmal, son­
dern in Etappen abgeschafft w er­
den würde, dann müßte 'sich wohl 
der Eintritt Englands zur EWG er­
tragen-lassen, und er sollte sogar 
ein Ansporn für Indiens Industrie 
sein, sich auf 'einen verschärften 
W ettbewerb einzustellen. Vielleicht 
sollte man- hier einfügen, daß es 
sinnlos bleibt, w ie Prof. Erhard es 
des öfteren ausgesprochen hat,

westliche Hilfe in  großem Ausmaß 
zur Industrialisierung der Ent­
wicklungsländer zu leisten und 
dann die Einfuhr von Fertigfabri-. 
katen aus diesen Staaten nicht zu- 
zulassen oder zu erschweren. Denn 
wie könnten sie sonst zu Devisen 
kommen, die sie zur Rückzahlung 
von Anleihen und zum Erwerb von 
Kapitalgütern benötigen.

E ntw icklungsh ilfe fü r d ie  
afrikan ischen  S taa ten

Selbst die 16 assoziierten afrika­
nischen M itglieder der EWG, deren 
M inister sich im April in Brüssel 
trafen, sind mit der Kommission 
über einen neuen Anschlußvertrag 
nicht einig geworden, was die noch 
zu bewältigenden Schwierigkeiten 
innerhalb der EWG vor dem Ein­
tritt Englands aufzei'gt. In den Com­
monwealth-Ländern Ghana und 
Nigeria w urden sogar Stimmen 
laut, daß die Bemühungen der EWG, 
afrikanische S taaten aufzunehmen, 
auf ein „Kolonialsystem in neuer 
Form" hinauslaufen. In Parenthese 
sei h ier verm erkt, daß bereits im 
V ertrag von Rom (Artikel 131) die 
Gründung eines Entwicklungsfonds 
vorgesehen w ar (zu dem die Bun­
desrepublik 200 Mill. $ beigetra­
gen hat). Ende 1962 w ird der Fonds 
im ganzen etwa 582 Mill. $ verein­
nahmt haben. Bis zum 1. Januar 
dieses Jahres w urden 233 Entwick­
lungsprojekte auBgeführt oder sind 
noch im Stadium der Errichtung, 
und über 108 w eitere w ird gegen­
w ärtig verhandelt. Im allgem einen 
handelt es sich bei diesen Projek­
ten um M odernisierung von Eisen­
bahn- und Hafenanlagen, um Schul­
bauten sow ie um  soziale W ohl­
fahrtseinrichtungen. Die erwähnte 
Versammlung d e r  afrikanischen 
M inister verlangte eine sehr er­
hebliche V erstärkung des Fonds.

W enn die M eldung des Londoner 
„Sunday Telegraph" vom 15. April 
zutrifft, SO' is t man in Brüssel er­
freulicherweise geneigt, befriedi­
gende Arrangem ents für die asiati­
schen und afrikanischen M itglieder 
des Commonwealth und die auch 
zu diesem gehörende Westindische 
Föderation zu treffen. Anders liegt 
es mit Kanada und Australien. 
H ier scheint die EWG nicht zu den 
van England vorgeschiagenen Kon-
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Zessionen bereit zu sein. Aber 
audi da müßte es gelingen, zu 
einem Kompromiß zu kommen.

D as F azit

Eingangs stellten w ir die Frage, 
ob das Commonwealth für die EWG 
von Nutzen sein w ürde oder ob die 
EWG dem Commonwealth zu Sdia- 
den gereidien könnte. Die Antwort 
dürfte dahingehend lauten, daß der 
Ansdiluß Englands an die EWG zu 
beiderseitigem Nutzen führen

sollte. Für England selbst dürfte 
es die einzige M öglidikeit sein, 
aus seiner n id it mehr so „splendid 
Isolation" herauszukommen und 
sidi dadurdi die vielfadien Mög- 
lidikeiten des Gemeinsamen M ark­
tes zu ersdiließen. W ieweit es sidi 
politisdi der EWG ansdilleßen 
kann, hängt n id it allein von ihm 
selbst ab. Sondern man muß ab- 
warten, wie d ie  „Sphinx" de Gaulle 
sidi dazu verhalten wird, wenn die 
augenblidtlidien Verhandlungen 
w eiter fortgesdiritten sind.

W as die übrigen Commonwealth­
länder 'anlangt, so werden sie, 
wenn erst einmal die sdimerz- 
lidie Aufhebung der freien Ein­
fuhr nadi England, die sidi, wie 
gesagt, in Etappen vollziehen soll, 
überwunden ist, ebenfalls von dem 
großienW irtsdiaftsgebilde in Europa 
profitieren. Man kann jedenfalls der 
Herbsttagung d er Commonwealth- 
M inisterpräsidenten mit einiger 
Spannung entgegensehen. (Sh)

P rof. D r. H einz-D ietrich [O rtlieb , H am burg

Unzureichende Ausbildungshilfe in deutscher Sprache
Ein Beispiel, wie man alles verkehrt madien kann

W er — wie der Verfasser — ständig mit der 
Beurteilung und Beratung von Studenten und 

höheren Fadisdiülern aus Entwidtlungsländern zu tun 
hat, wird sid i häufig die Frage stellen, ob es nidit 
besser wäre, für diese jungen Leute audi bei uns in 
der Bundesrepublik als U nterriditsspradie die Ver- 
kehrsspradie ihres Heim atlandes zu benutzen— wenig­
stens dann, wenn Englisdi oder Französisdi die Ver- 
kehrsspradie ihres Landes ist. Denn kaum jemand 
dieser Studenten und Fadisdiüler verfügt, wenn er 
deutschen Boden betritt, bereits über nennenswerte 
Deutsdikenntnisse. So bringt für die meisten von 
ihnen ein Studium in Deutsdiland einen großen Zeit-' 
Verlust, wenn nidit sogar — wie nodi zu zeigen sein 
wird — die Gefahr m it sidi, in ihren fadilidien Aus­
bildungsbemühungen ganz und gar zu sdieitem .

Doch d ie  Beherrschung d e r  deutschen Sprache  
w ird  erw arte t u nd  gewünscht

Nun kann man allerdings von den Betroffenen selbst, 
mehr nodi von Regierungsvertretern ihrer Länder, 
häufig hören (das gilt besonders für Afrikaner!): es 
läge ihnen gerade seh r Viel daran, in  und mit Hilfe 
der deutschen Spradie ausgebildet zu werden; denn 
es käme darauf an, daß sidi in ihrem Lande eine nicht 
zu geringe Zahl von Fadileuten heranbilde, die in 
Deutsdiland ausgebildet se ien  Und die deutsdie Sprache 
beherrschten, um später den erforderlichen fachlidien 
und politisdien Kontakt mit Deutschland halten zu 
können. Man w äre daher audi bereit, einen Zeitver­
lust von notfalls m ehreren Jahren und die Schwierig­
keiten der Rückgewöhnung in den alten heimatlichen 
Sprachraum in Kauf zu nehmen.

Sidierlich wird gerade dieses Argument auch von 
unserer Seite selbst dann akzeptiert werden müssen, 
wenn die Ausbildungskosten von der Bundesrepublik 
getragen werden. Aber dann muß sichergestellt wer-^ 
den, daß die Ausbildung in  der deutschen Spradie 
quantitativ und qualitativ ausreicht, um zwei Ansprü­

chen zu genügen. Sie muß so gut sein, daß der Stu­
dent wirklich in  den Stand gesetzt wird, dem Unter­
richt und den Vorlesungen an  unseren Fach- und 
Hochsdiulen zu folgen, und sie muß so nachhaltig sein, 
daß er auch nach Rüdekehr in sein Heimatland minde­
stens auf seinem Fadigebiet deutsche Lektüre beibe­
hält. — Ist das heute schon der Fall?

N ur w enige erfü llen  d ie  erforderlichen  Ansprüche

Der Verfasser hat bisher nur ganz wenige Studenten 
aus Entwidclungsländern kennengelernt, die diesen 
Ansprüdien genügten. Bei diesen Studenten handelte 
es sid i fast immer um solche, die entweder in Deutsch­
land oder an einem deutsdiem  Gymnasium ihres 
Heimatlandes ihr Abitur gemacht hatten. Dagegen sind 
ihm und seinen M itarbeitern seh r viel zahlreichere 
Fälle bekannt geworden, wo Studenten aus Entwidc- 
lungsländem  sdion m ehrere Semester 'an Hochsdiulen 
studierten, ohne auch nur annähernd den Vorlesungen 
folgen zu können. In einigen dieser Fälle lernten die 
Studenten während dieser Zeit wenigstens die deutsche 
Sprache so weit, daß man ihnen in ihrem 5. oder 6. 
Semester den Rat geben konnte, nunm ehr mit einem 
systematischen Studium von vorn wieder zu beginnen.

Aber es bleibt zweifelhaft, ob ein solcher Rat in den 
meisten Fällen befolgt wird bzw. überhaupt befolgt 
werden kann. Viele wollen sich selbst und ihrer Um­
w elt gegenüber nicht zugeben, daß sie m ehrere Jahre 
vergeblidi studiert haben. M andie können die Beredi- 
tigung dieses Rates auch g ar n id it einsehen, weil sie 
sidi natürlich einiges Fachwissen bereits aneigneten, 
ohne dessen Lückenhaftigkeit zu begreifen, und weil 
sie nidit ahnen, was in den nächsten Semestern nodi 
auf sie zukommen wird. Für viele reidien audi die 
finanziellen M ittel nicht aus, um länger, als bei deut­
schen Studenten üblich, studieren zu können.

So wird das Studium w eiter fortgesetzt, bis der Stu­
dent an den Übungen für Fortgeschrittene oder am
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